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Pflichten eines Vermittlers nach dem Geldwäschegesetz (GwG) 
 
Geldwäsche 
Geldwäsche ist ein Vorgang, der darauf abzielt, 
die Spuren illegaler, d.h. aus Straftaten stam-
mender Vermögensgegenstände zu verschlei-
ern oder zu verwischen, um diese zu einem 
späteren Zeitpunkt wieder als scheinbar legales 
Vermögen im regulären Geschäftsverkehr zu 
verwenden.1 
 
Geldwäsche in der Versicherungsbranche 
In Deutschland gibt es noch eine geringe An-
zahl von Verdachtsanzeigen aus der Versiche-
rungswirtschaft. Das bedeutet jedoch nicht, 
dass der Sektor ein geringes Risiko für Geldwä-
scheaktivitäten aufweist. So ist es durchaus 
möglich, dass eine geringe Anzahl an Ver-
dachtsmeldungen ein Indikator für das fehlende 
Bewusstsein von Typologien oder auch den 
geldwäscherechtlichen Verpflichtungen ist. Die 
Nationale Risikoanalyse (NRA) schätzt z. B. die 
kapitalbildende Lebensversicherung und die 
aufgeschobene Rentenversicherung mit flexib-
ler Ein- und Auszahlung, als Versicherungspro-
dukte mit erhöhtem Risiko für Geldwäsche ein. 
Ein Risiko für Terrorismusfinanzierung wird in 
der NRA im Produkt "Risikolebensversiche-
rung" gesehen. Dies wird damit begründet, dass 
"der Abschluss einer Sterbe- oder Lebensversi-
cherung durch junge Kunden ein Hinweis auf 
eine beabsichtigte Reise in ein Terrorgebiet als 
Kämpfer sein [kann]" (vgl. NRA S. 82, 85). 
 
International stellt die Geldwäsche mittels Ver-
sicherungspolicen ein weitverbreitetes, ernst zu 
nehmendes Problem dar. Ein anhaltender 
Trend besteht darin, dass Policen nicht mehr 
gekauft werden, um kurzfristig Geld zu wa-
schen, sondern darin, dass „schmutziges“ Geld 
etwa in Lebensversicherungen längerfristig an-
gelegt wird, wodurch Auffälligkeiten zum Aus-
zahlungszeitpunkt stark verringert werden.2 
In letzter Zeit ist der Zweitmarkt für Versiche-
rungspolicen stärker in den Blickpunkt der Er-
mittler gerückt, da „gebrauchte Policen“ häufig 
gebündelt gekauft und einzeln oder in kleineren 
Bündeln weiterverkauft werden. Kontrollmecha-
nismen und Regulierungen greifen nicht in je-
dem Fall. 

                                                
1 Herzog, GwG Kommentar 2. Auflage, Einleitung 
2 Herzog, aaO 

 
Vermittler sind Verpflichtete nach dem Geld-
wäschegesetz 
Verpflichtete nach dem Geldwäschegesetz sind 
in der Versicherungsbranche, neben den Versi-
cherern selbst, seit der 3. EU-Anti-Geldwäsche-
richtlinie (2005/60/EG) auch explizit die Versi-
cherungsvermittler nach § 59 VVG, sofern sie 
Lebensversicherungen oder Dienstleistungen 
mit Anlagezweck oder Unfallversicherungen mit 
Beitragsrückgewähr vermitteln oder Darlehen 
im Sinne von § 1 Abs. 1 S. 2 KWG vergeben 
oder Kapitalisierungsprodukte anbieten. Davon 
ausgenommen sind die gebundenen Vermittler 
nach § 34 d Abs. 7 GewO, also diejenigen, die 
sich über einen Versicherer haben registrieren 
lassen. Damit gibt es in der Vermittlerbranche 
rund 77.000 verpflichtete Makler, Mehrfachver-
treter und selbst registrierte Ausschließlich-
keitsvermittler.  
 
Pflichten nach dem Geldwäschegesetz 
Die vorliegende Mitgliederinformation gibt ledig-
lich einen Überblick über die einzuhaltenden 
Pflichten, die insgesamt wesentlich detaillierter 
im Gesetz ausgeführt werden.  
 
Risikomanagement 
Verpflichtete müssen nach § 4 GwG über ein 
angemessenes Risikomanagement verfügen, 
zu dem die Erstellung einer Risikoanalyse so-
wie die Aufstellung interner Sicherungsmaß-
nahmen gehören. 
- Die Risikoanalyse dient der Ermittlung von 

bestehenden Risiken der Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung. Verpflichtete ha-
ben diese zu dokumentieren, regelmäßig 
zu überprüfen und zu aktualisieren. Auf 
Verlangen ist die jeweils aktuelle Fassung 
der Aufsichtsbehörde zur Verfügung zu 
stellen.3 

- Die internen Sicherungsmaßnahmen um-
fassen die Erstellung von Grundsätzen, 
Verfahren und Kontrollen, um die Risiken 
von Geldwäsche und Terrorismusfinanzie-
rung zu steuern und zu mindern.  
 

Dazu gehören u. a.  

3Eine Formulierungshilfe kann in der BVK-Geschäftsfüh-
rung angefordert werden 



                    
                    Bundesverband Deutscher Versicherungskaufleute e.V. 

 
 

2 
 

- der Umgang mit Risiken 
- Kundensorgfaltspflichten §§ 10 bis 17 
- Erfüllung der Meldepflicht § 43 
- Aufzeichnungs-/Aufbewahrungspflicht § 8 
- Überprüfung der Mitarbeiter auf Zuverlässig-

keit 
- Unterrichtung der Mitarbeiter 
- Auskunft zu Geschäften und Personen si-

cherstellen 
 

Allgemeine Sorgfaltspflichten 

In § 10 GwG sind die allgemeinen Sorgfalts-
pflichten festgelegt. Diese sind im Einzelnen:  
 Identifizierung des Vertragspartners: Fest-

stellung und Überprüfung der Identität 
 die Abklärung, ob der Vertragspartner für 

einen wirtschaftlich Berechtigten handelt 
(wenn ja, muss dieser identifiziert werden)  

 Identifizierung der für den Vertragspartner 
auftretenden Person. 

 Klärung, ob eine politisch exponierte Per-
son am Geschäft beteiligt ist 

 die Einholung von Informationen über den 
Zweck und die Art der Geschäftsbeziehung 
(außer diese ergibt sich zweifelsfrei aus 
dem Geschäft) und die Mittelherkunft 

 kontinuierliche Überwachung der Ge-
schäftsbeziehung, einschließlich des Ver-
laufs der durchgeführten Transaktionen; die 
Verpflichteten haben sicherzustellen, dass 
die Dokumente, Daten oder Informationen 
in angemessenem zeitlichem Abstand aktu-
alisiert werden. 

 
Die laufende Überwachung und Dokumentation 
von einzelnen Transaktionen dient u. a. der Er-
kennung von Smurfing, wenn also mehrere 
Transaktionen unterhalb des Schwellenwertes 
geleistet werden. Diese sind zu erfassen und zu 
identifizieren.  
 
Dabei ist der konkrete Umfang der Maßnahmen 
immer auf das jeweilige Risiko abzustimmen 
und die Risikokategorie des Einzelfalls aufzu-
zeichnen. Die Pflichten sind zu erfüllen:  
 vor der Begründung einer Geschäftsbezie-

hung (z.B. Abschluss von Lebensversiche-
rungs- oder Rentenversicherungsverträ-
gen, Kapitalisierungsgeschäften und sons-
tigen, der Lebensversicherung gleichge-
stellten Geschäfte oder Unfallversicherun-
gen mit Beitragsrückgewähr)  

 außerhalb bestehender Geschäftsbezie-
hungen 

- bei Geldtransfers ab 1.000 Euro 
- bei sonstigen Transaktionen von 

15.000 Euro oder mehr 
 wenn Tatsachen vorliegen, die darauf hin-

deuten, dass es sich um Vermögenswerte 
handelt, die im Zusammenhang mit einer 
Straftat oder Terrorismusfinanzierung ste-
hen, ungeachtet etwaiger Schwellenwerte 

 wenn Zweifel an der Identität des Vertrags-
partners oder des wirtschaftlich Berechtig-
ten vorliegen 

 Versicherungsvermittler, die für ein Versi-
cherungsunternehmen Prämien einziehen, 
haben diesem Versicherungsunternehmen 
mitzuteilen, wenn Prämieneinzahlungen in 
bar erfolgen und den Betrag von 15.000 
Euro innerhalb eines Kalenderjahres über-
steigen 
 

 
Die Identifizierung hat nach § 11 Abs. 4 zu er-
folgen:  
 

1. bei einer natürlichen Person durch 
Feststellung und Überprüfung von: 
Name, Vorname, Anschrift, Geburtsort, 
Geburtsdatum und Staatsangehörigkeit 

2. bei einer juristischen Person oder einer 
Personengesellschaft müssen fol-
gende Angaben erfasst werden: Firma, 
Name oder Bezeichnung, Rechtsform, 
Registernummer, zuständiges Regis-
ter, Anschrift der Firma und ggf. Sitz der 
Hauptverwaltung. Weiterhin sind die 
Namen festzuhalten, die das Vertre-
tungsorgan bilden. Ein amtlicher Regis-
terauszug muss zur Überprüfung bei-
gefügt werden. 

 
Diese Identitätsangaben sind bei einer natürli-
chen Person in der Regel mithilfe eines gültigen 
Lichtbildausweises zu überprüfen. Dabei ist 
ebenfalls die Art des Ausweisdokuments, die 
Nummer und die ausstellende Behörde zu do-
kumentieren. Weitere Identifizierungsmöglich-
keiten sieht das Gesetz vor, wie z.B. die digitale 
Signatur. Der Identitätsnachweis muss gemäß 
§ 8 Abs. 2 GwG kopiert oder digital abgespei-
chert werden.  
Die zeitweise bestehende Unsicherheit, ob ein 
Personalausweis kopiert werden darf, ist damit 
behoben worden.  
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Bei juristischen Personen dürfte der Regelfall 
die Überprüfung der Angaben durch einen Aus-
zug aus dem Handels- oder Genossenschafts-
register bzw. einem vergleichbaren amtlichen 
Register oder Verzeichnis sein. Durch die Etab-
lierung des Transparenzregisters als Vollregis-
ter, können die Angaben auch daraus erhoben 
werden.  
 
Hilfestellung bei der Identifizierung gibt der von 
den Länderbehörden erstellte „Dokumentati-
onsbogen“, der für Geschäfte mit natürlichen 
Personen, juristischen Personen und bei der 
Anwendung verstärkter Sorgfaltspflichten dort 
abgerufen werden kann. 
 
Vereinfachte Sorgfaltspflichten 
Der Verpflichtete kann den Umfang der Maß-
nahmen im Einzelfall entsprechend den Vorga-
ben des Geldwäschegesetzes angemessen re-
duzieren, wenn bei der jeweiligen Transaktion 
ein geringes Risiko für Geldwäsche oder Terro-
rismusfinanzierung im Hinblick auf Kunden, 
Produkte, Dienstleistungen und Transaktionen 
festgestellt wird. Die Maßnahmen sind entspre-
chend zu verschärfen, wenn bei der jeweiligen 
Transaktion ein höheres Risiko festgestellt wird. 
Beispielhaft seien hier der Abschluss einer Ren-
tenversicherung (ohne Rückkaufsmöglichkeit) 
mit einem Kunden aus Deutschland genannt o-
der der Abschluss einer Altersversorgung für 
Arbeitnehmer, bei der die Beiträge vom Gehalt 
abgezogen werden. Auch bei Lebensversiche-
rungen mit niedrigen Prämien dürfen verein-
fachte Sorgfaltspflichten angewendet werden.  
In jedem Fall muss jedoch die Überprüfung von 
Transaktionen und die Überwachung von Ge-
schäftsbeziehungen stattfinden, damit unge-
wöhnliche oder verdächtige Transaktionen er-
kannt werden können. 
 
Verstärkte Sorgfaltspflichten 
Verstärkte Sorgfaltspflichten nach § 15 GwG 
sind insbesondere dann zusätzlich zu den all-
gemeinen Sorgfaltspflichten zu erfüllen, wenn 
ein erhöhtes Risiko bezüglich Geldwäsche oder 
Terrorismusfinanzierung besteht. Ein erhöhtes 
Risiko liegt beispielsweise auch dann vor, wenn 
der Vertragspartner oder der wirtschaftlich Be-
rechtigte oder deren Familienmitglieder eine 
sog. PEP (politisch exponierte Person) sind. 
Das sind Personen, die ein wichtiges öffentli-
ches Amt ausüben oder ausgeübt haben.  
 

Abschlüsse ohne persönlichen Kontakt 
Bei Geschäftsabschlüssen ohne persönlichen 
Kontakt ist Sorge zu tragen, dass die Legitima-
tionsprüfung anhand eines Verfahrens durchge-
führt wird, welches der Vor-Ort-Prüfung von Do-
kumenten gleichwertig ist. Die reine Übermitt-
lung von Ausweiskopien, ob auf postalischem 
Weg oder digital, ist keine zulässige Prüfung 
nach dem GwG. Sollte sich die zu identifizie-
rende Person nicht vor Ort befinden, kann eine 
Fernidentifizierung oder die Möglichkeit der 
Identifizierung durch Dritte in Betracht gezogen 
werden. Hierunter fällt z.B. das Post-Ident-Ver-
fahren oder die Einschaltung anderer Verpflich-
teter.  
 
Fernidentifizierung 
Eine "Fernidentifizierung" löst nicht (mehr) au-
tomatisch verstärkte Sorgfaltspflichten aus (vgl. 
§ 15 GwG). 
Ein Videoidentifizierungsverfahren ist im Be-
reich der Länderaufsicht (z.B. Versicherungs-
vermittler) derzeit nicht vorgesehen. Daher 
bleibt dort bei nicht anwesenden Vertragspart-
nern nur der Rückgriff auf o.g. § 17 GwG (z.B. 
durch Postident Verfahren). 
 
Erfüllung der Sorgfaltspflicht durch Dritte 
In einer mobilen Geschäftswelt wird sich der 
Kunde nicht in jedem Fall am Wohnort des Ver-
mittlers befinden. Um den Identifizierungsver-
pflichtungen bei Vertragsschluss dennoch 
nachzukommen, hat der Gesetzgeber die Mög-
lichkeit vorgesehen, sich bei der Erfüllung der 
Sorgfaltspflichten Dritter zu bedienen. Dabei 
gibt es gesetzlich zugelassene Dritte, z.B. Ban-
ken, Versicherungsunternehmen sowie alle 
Verpflichteten nach dem GwG. Darüber hinaus 
besteht die Möglichkeit, einen Dritten vertrag-
lich zu verpflichten. Hierzu gehört das sog. 
Post-Ident-Verfahren.  
Die Verantwortung für die Erfüllung der allge-
meinen Sorgfaltspflichten bleibt bei dem Ver-
pflichteten. 
 

Wirtschaftlich Berechtigter und Einrichtung 
eines Transparenzregisters 
Bei einem wirtschaftlich Berechtigten handelt 
es sich um eine Person, in dessen Eigentum o-
der unter dessen Kontrolle der Versicherungs-
nehmer steht oder auf dessen Veranlassung 
hin ein Geschäft/eine Transaktion erfolgt. So 
ist der wirtschaftlich Berechtigter der, der mehr 
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als 25 % der Kapitalanteile hält oder der mehr 
als 25 % der Stimmrechte kontrolliert bzw. auf 
vergleichbare Weise Kontrolle ausübt. (Vgl. § 3 
GwG). 
Um Angaben über wirtschaftlich Berechtigte zu 
erfassen und diese bestimmten Personen zu-
gänglich zu machen, wurde das Transparenzre-
gister geschaffen, in dem folgende Angaben zu 
wirtschaftlich Berechtigten abgefragt werden 
können: Vor- und Nachname, Geburtsdatum, 
Wohnort sowie die Art und der Umfang des wirt-
schaftlichen Interesses. Der Nachweis einer 
Registrierung oder eines Auszugs der Transpa-
renzregister-Daten ist bei Begründung einer 
Geschäftsbeziehung mit einer registerpflichti-
gen Vereinigung vorgeschrieben. 
 
Abweichender Prämienzahler oder Bezugs-
berechtigter:  

Zahlt ein anderer als der Versicherungsnehmer 
die Prämien für diesen oder ist ein Dritter Zah-
lungsempfänger der Leistung (wirtschaftlich Be-
rechtigter), so ist dieser ebenfalls zu identifizie-
ren. Gesetzt den Fall, dass von einem fremden 
oder offenbar unbeteiligten bzw. nicht im Zu-
sammenhang mit der Versicherung stehenden 
Dritten (also anders als bei Vertragskonstellati-
onen wie bspw. bei Prämien für Kinder/ Ehe-
partner als Bezugsberechtigter einer Lebens-
versicherung etc.) Zahlungen transferiert wer-
den sollten, ist zwingend Anlass zur Abgabe ei-
ner Verdachtsmeldung nach § 43 I GwG gege-
ben. Weicht die bezugsberechtigte Person vom 
Versicherungsnehmer ab, sind die Regelungen 
des § 54 Versicherungsaufsichtsgesetz einzu-
halten.  
 
Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflicht 
Nach § 8 sind die zur Erfüllung der Pflichten ein-
geholten Informationen, Aufzeichnungen 
und Dokumente mindestens 5 Jahre aufzu-
bewahren, wenn es sich um eine einzelne 
Transaktion handelt. Bei einer Geschäftsbezie-
hung beginnt diese fünfjährige Frist mit dem 
Schluss des Kalenderjahres, in dem die Ge-
schäftsbeziehung endet. Zu den Aufzeichnun-
gen gehören neben den Identifizierungsnach-
weisen von Vertragspartner und wirtschaftlich 
Berechtigtem sowie zu der für den Vertrags-
partner auftretenden Person, die Informationen 
über die Mittelherkunft und dem angestrebten 
Geschäftszweck, ebenfalls Aufzeichnungen 
zum Vorliegen von Tatsachen, die keine Mel-
dung nach sich gezogen haben und weitere, die 

Transaktion oder Überwachung der Geschäfts-
beziehung betreffende Unterlagen. Die Auf-
zeichnungspflicht über Geschäftsbeziehun-
gen besteht bis zu fünf Jahre rückwirkend. In je-
dem Fall sind die Aufzeichnungen und sonstige 
Belege spätestens nach Ablauf von zehn Jah-
ren zu vernichten.  
 
Meldepflicht und Zentralstelle für Finanz-
transaktionsuntersuchungen  
Nach § 43 GwG trifft den Verpflichteten eine 
Meldepflicht, wenn Tatsachen vorliegen, die ei-
nen Verdacht auf einen Zusammenhang mit 
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung 
rechtfertigen. Im Verdachtsfall ist der Sachver-
halt unabhängig vom Wert des Vermögensge-
genstandes oder der Transaktionshöhe unver-
züglich an die Zentralstelle für Finanztransakti-
onsuntersuchungen (FIU) zu melden. Die Mel-
dung hat elektronisch über die goAML-Software 
zu erfolgen. Eine Registrierung bei der FIU ist 
seit September 2017 möglich und wird spätes-
tens ab dem 1. Januar 2024 verpflichtend. Die 
Aufsichtsbehörde stellt auf Ihrer Internetseite 
Informationen zum Meldeverfahren bereit unab-
hängig von der Höhe einer Transaktion.  
Hierbei handelt es sich um eine Hauptpflicht 
nach dem Geldwäschegesetz. Ein Verdacht 
muss auch dann gemeldet werden, wenn es 
sich um ein bevorstehendes, laufendes, abge-
lehntes oder noch nicht ausgeführtes Geschäft 
handelt. Der Kunde darf keinesfalls über einen 
solchen Verdacht informiert werden. Es wird da-
rauf hingewiesen, dass der Verpflichtete einen 
Sachverhalt nach allgemeinen Erfahrungen und 
dem bei seinen Mitarbeitern vorhandenen be-
ruflichen Erfahrungswissen unter dem Blickwin-
kel der Ungewöhnlichkeit und Auffälligkeit im je-
weiligen geschäftlichen Kontext würdigen soll. 
Wer trotz des Vorliegens eines Verdachtes ge-
gen diese Meldepflicht verstößt, kann mit einer 
Geldbuße rechnen oder könnte im Einzelfall 
verdächtig sein, am Straftatbestand der Geld-
wäsche beteiligt zu sein.  

Geldwäschebeauftragter 
Bestimmte Gruppen von Verpflichteten haben 
zwingend einen Geldwäschebeauftragten zu 
bestellen. Versicherungsvermittler gehören 
nicht zu diesem Kreis. Dennoch kann die Auf-
sichtsbehörde anordnen, dass ein Vermittlerbe-
trieb einen Geldwäschebeauftragten zu bestel-
len hat, wenn sie dies für angemessen hält. Kri-
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terien für die „Angemessenheit“ sind nicht fest-
gelegt, sondern werden im Einzelfall geprüft 
und bewertet. 
 
Schulungsverpflichtung 
Es ist notwendig, ein Schulungs- und Informati-
onskonzept im Vermittlerbetrieb vorzuhalten. 
Dabei ist die laufende Unterrichtung der Mitar-
beiter wichtig. Wie bei den sonstigen Pflichten 
auch, sind das Schulungskonzept sowie die ein-
zelnen Schulungen zu dokumentieren. Hierbei 
sind die Teilnehmer der Schulung und die ge-
schulten Inhalte aufzuzeichnen, aber auch, um 
welche Art der Schulung es sich handelt (z.B. 
Basisschulung, Auffrischungsschulung usw.). 
 
Überprüfung der Mitarbeiter auf Zuverläs-
sigkeit 
Der Verpflichtete hat in seinem Betrieb geeig-
nete Personalkontroll- und Beurteilungssys-
teme vorzuhalten, um die Mitarbeiter hinsicht-
lich ihrer Zuverlässigkeit zu überprüfen. Die Zu-
verlässigkeitsüberprüfung macht keinen Unter-
schied zwischen einem Mitarbeiter im Innen-
dienst und Mitarbeitern im Außendienst. Der 
Verpflichteten hat einen großen Beurteilungs-
spielraum hinsichtlich der eingesetzten Kontrol-
linstrumente und Kontrolldichte. Eine Anlassun-
abhängige Nachforschungspflicht besteht nicht, 
standardmäßig können jedoch bei der Begrün-
dung eines Arbeitsverhältnisses die Bewerber-
angaben geprüft und ein polizeiliches Füh-
rungszeugnis sowie der Nachweis geordneter 
Vermögensverhältnisse eingeholt werden. 
 
Aufsichtsbehörden und Aufsichtspraxis 
Für die Überwachung und Überprüfung der Um-
setzung und Einhaltung der Vorgaben aus dem 
GwG sind die Länderbehörden zuständig. Übli-
cherweise erfolgt die Überprüfung der Pflicht-
einhaltung 
 

1. durch ein Auskunftsverlangen per 
Formblatt 

2. durch eine Vor-Ort-Kontrolle  
 

Sie haben eine grundsätzliche Auskunfts- und 
Duldungspflicht hinsichtlich aller Angaben, die 
der Prüfer hinsichtlich der Pflichteinhaltung be-
nötigt.  
 
Folgende Auskünfte bzw. Unterlagen sollten 
Sie im Falle einer Kontrolle bereithalten: 

a) Nachweise über die Erfüllung der Sorg-
faltspflichten, insbesondere zur Fest-
stellung und Überprüfung der Identität 

b) Nachweise über eigene Schulungen 
und Schulungen der Mitarbeiter 

c) Vorlage der Risiko- und Gefährdungs-
analyse 

d) Nachweise über die Sicherstellung der 
Zuverlässigkeit der Mitarbeiter 

e) ggf. Benennung eines Geldwäschebe-
auftragten 
 

Sanktionen und Bußgelder 
Grundsätzlich ist die Einleitung eines Ord-
nungswidrigkeitenverfahren maßgeblich ab-
hängig vom Nachtatverhalten des Betroffenen 
sowie von der Schwere der Verstöße. Hier kann 
die Geldbuße bis zu € 5.000.000 betragen, bzw. 
bis zu 10% des Gesamtumsatzes bei juristi-
schen Personen. Ausschlaggebend ist insbe-
sondere, ob es sich bei den Verstößen um Ver-
letzung von Kernpflichten, wie den kundenbe-
zogenen Sorgfaltspflichten oder der Melde-
pflicht handelt. Problematisch sind die mögli-
chen gewerberechtlichen Konsequenzen, die 
mit einem Bußgeld verbunden sein können. 
Bußgelder werden von der zuständigen Auf-
sichtsbehörde verhängt und ziehen ab einer 
Höhe von € 201 einen Eintrag ins Gewerbezent-
ralregister nach sich. 
Bestandskräftige Maßnahmen und unanfecht-
bare Bußgeldentscheidungen sind gemäß § 57 
GwG auf der Internetseite der Aufsichtsbehörde 
- ggf. anonymisiert - bekannt zu machen. 
Bei fortgesetzten und nachhaltigen Verstößen 
kann die Geschäfts- bzw. Berufsausübung vo-
rübergehend untersagt werden.  
Des Weiteren kann die Zulassung widerrufen 
werden, wenn vorsätzlich oder fahrlässig gegen 
die Bestimmungen des Geldwäschegesetzes, 
gegen die zur Durchführung dieses Gesetzes 
erlassenen Verordnungen oder gegen Anord-
nungen der zuständigen Aufsichtsbehörde ver-
stoßen wurde. Ebenso kann ein vorübergehen-
des Verbot zur Ausübung einer Leitungsposi-
tion ausgesprochen werden. 
 
Geldwäscheverdachtsmomente 
Erhöhte Aufmerksamkeit ist bei folgenden Fäl-
len vonnöten: 
 Versicherungsverträge mit Kunden, deren 

ständiger Wohnsitz im Ausland liegt und bei 
denen kein plausibler wirtschaftlicher An-
knüpfungspunkt erkennbar ist 
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 hohe Einmalbeträge (in Verbindung mit vor-
zeitigen Rückkäufen) 

 Versicherungsverträge mit juristischen Per-
sonen oder Konstruktionen, die Vermögen 
verwalten, ggf. internationale Verflechtun-
gen 

 Prämien, die bar gezahlt werden 
 hohe kontoungebundene Transaktionen 
 hohe Prämienzahlungen im Vergleich zu fi-

nanziellen Verhältnissen 
 Kostenunempfindlichkeit bei Rückkäufen 
 eine Zahlung, die die vorgesehene Prämie 

übersteigt  
 

- Auffälligkeiten:  
 Erzeugen von Zeitdruck bei Geschäftsab-

schluss 
 komplexe Rechtskonstruktion, deren Ei-

gentum- oder Kontrollverhältnisse nicht 
überprüfbar sind 

 agierende Person und Geschäft passen 
nicht zu den Kenntnissen oder dem Alter 
des Auftretenden (Strohmann) 

 auffälliges Kundenverhalten, z.B. Änderung 
des Lebensstils, unerwartete Änderung der 
Geschäfte 

 falsche oder irreführende Angaben 

 
Bonn, im September 2021 
Dipl.-Volkswirtin Ariane Kay 
 
 
 
 
 
 

Sehr geehrtes Mitglied! 
 

Diese Information ist eine Dienstleistung Ihres 
BVK. Auch zu anderen Themen und Fragen Ih-
rer Berufsausübung stellen wir Ihnen gerne In-
formationen zur Verfügung. Unsere Angebote 

entnehmen Sie bitte unserer Internetseite 
www.bvk.de. 

Ihre Ansprechpartnerin zu dieser Mitglieder-
Info in der Geschäftsführung ist: 

 
Dipl.-Volkswirtin Ariane Kay 

Ruf: 0228 - 22805-20 
Fax: 0228 - 22805-50 
E-Mail: bvk@bvk.de

 


